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verordnung
über

die Befreiungen vom Schulgeld an den

gelehrten und höhern Bürgerſchulen .

Nachdem für die Verwaltungsräthe der Fonds der

Gelehrtenſchulen eine allgemeine Inſtruction ergangen und

nunmehr für alle Anſtalten die Conſtituirung von Verwaltungs —

räthen angeordnet iſt , wird zum gleichmäßigen Vollzuge des

F. 28 . der höchſten Verordnung vom 3t . Dezember 1836 und

des §. 15 . der Inſtruction für die Verwaltungsräthe vom 28 .

April 1840 in Beziehung auf die Geſuche um Befreiung vom

Schulgeld , unter Aufhebung der vorläufigen Verfügung vom

23 . Dezember 1837 Nr . 1712 . , Folgendes verordnet :

815

Befreiung vom Schulgeld kann nach §. 28 . der Verordnung

vom 31 . Dezember 1836 nur ausnahmsweiſe ſtattfinden , und

ſoll jedenfalls nur da bewilligt werden , wo Dürftigkeit , Fleiß

und Sittlichkeit ſtrenge nachgewieſen ſind ; ſie wird jedesmal

nur auf ein Jahr beziehungsweiſe für das betreffende Schul —

jahr bewilligt .
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Je nach dem Vermögensſtande und dem Grade der Würdig

keit der Petenten kann die Befreiung für den ganzen oder auch

nur für den halben Schulgeldsbetrag ausgeſprochen werden



F. 3

Die Befreiungsgeſuche werden bei der Direction der be

de des Nachweiſes
der Dürftigkeit angebracht und zwar beim Beginn

treffenden Gelehrtenſchulen mittelſt Ueberga

es Winter —

ſemeſters für das ganze Schuljahr , von den in ömme ne
ſter neu eintretenden Schülern beim Anfang dieſes Semeſters

Nur obrigkeitlich beſcheinigte Befreiungsgründe können be

rückſichtigt werden
MN Fieer N Iute icht 17Vier Wochen nach 2 Unterrichts eines jeden Se —

meſters wird die Liſte der Befreiungsgeſuche geſchloſſen , und

ſpäter angebracht werdende Geſuche müſſen bis zum nächſten
Semeſter zurückgelegt werden , beziehungsweiſe U

bleiber

11iberückſichtigt

Bei rechtzeitiger Anmeldung des Befreiun gsgeſuchs wird
davon in der Schüler - , beziehungsweiſe Schulgeld - Einzugsliſte

macht , was

5or hotyreffenden SAfler Bis „ 1 5dem betreffenden Schüler bis zu erfolger

von Großherzogl . Oberſtudienrath ſuſpendirt iſt

Der Nachweis der

den Gemeinderath und

zirksamt beglaubigtes , oder ſo weit das Amt Kenntniß davon

bat , berichtigtes Zeugniß geliefert werden , welches enthält

a ) Angabe des Vor - und Zunamens und des Alters des

Schülers ;

b0

— — Gewerbe und Wohnort der Eltern oder

Vormü

e ) Zahl und „Alter der verſorgten und unverſorgten etwai

gen übrigen Kinder , oder Bemerkung , daß keine vor —

handen ſeyen ;

d ) Die von den oder den Vormündern zu machende

beſtimmte Angabe des Betrags an Geld oder Beihilfe

—
einer Art , welche dem Studirenden von Eltern

r den Vormündern jährlich zugeſichert werden
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be der Gründe , warum ein Mehreres nicht gelei —

kfkayn
rann ; ,

6) Angabe der öffentlichen und Privatunterſtützungen oder

ter Beihilfe irgend einer Art

geſichert worden , oder für i

rS ſind , oder Bemerkung , daß ſich

be Beihilfe nicht zu erfreuen habe ;
ſchaftlichen Vermögens nach gericht —

80 Ang E 8 liege tche V gens na

Se⸗ licher Schätzung und nach dem Betr „ womit es in

ind dem Grund Häuſer - und Gefällſteuer - Kataſter ein

zetragen iſt , ſodann der etwaigen Activkapitalien , des

igt Gewerbſteuerkapitals , etwaiger Jahresgehalte u. ſ. w

der des etwaigen eigenen Vermögens

8

ird In dieſe Uch zugeben der geringere oder

. 5 größere Umfang , in welchem die Elternd Bewerb betreiben ,

es und beim Bezug eines der Klaſſenſteuer unterworfenen Ein

kommens , der Betrag , mit welchem ſolches taxirt iſt. Dem

ſt Vermögenszeugniß iſt eine Erklärung der Eltern beizulegen ,

wodurch angegebei wird , zu w ſchaftlichen Berufs

fache ( Theologie , Jurispruden üler beſtimmt iſt .

n
6

on Die Liſte über die Befreiungsgeſuche wird nach beigeſchloſſe

nem Formular gefertigt und naͤch dem Schluß derſelben mit

ke den Beilagen der geſammten Lehrerconferenz vorgelegt , die

Conferenz prüft die vorgelegten Dürftigkeitszeugniſſe und

er ordnet die Vervollſtändigung der mangelhafte

zelnen Lehrer nehmen Notiz von den vorgelegt

eſuchen behufs beſonderer Aufmerkſamkeit

r⸗ Betragen der betreffenden Schüler . Nach

vier Wochen geben die Lehrer in

de ihrer Beobachtung der Schüler an , und es

ſe Beſchlüſſen der Lehrerconferenz in der Liſte

n zeſuche die Kolumnen „ Betragen , Fleiß und 2

ausgefüllt , die Liſte von dem Directe

———ů



Mitglied der Conferenz unterzeichnet , ſofort dem Verwaltungs
rath übergeben , welcher nach §. 15 .

—
Inſtruction die Be —

freiungsgeſuche ebenfalls prüft , ſeine ? Inträge in der betreffen —
den Kolumne der Liſte beifügt , und in ſo fern ſolche von denen
der Lehrerconferenz abweichen , beſondere Bes gründung beilegt ,
und das Ganze dem Oberſtudienrath ſo zeitlich vorzulegen hat ,
daß vor Ablauf des dritten Monats vom Beginn des Unter —
richts an die Entſcheidung über die Geſuche erfolgen kann .

3

Die Lehrerconferenzen haben ſich bei 2 usfüllung der Ko
lumnen „ Fleiß und Betragen “ in der Liſte über die Befreiungs —
geſuche nur der durch die dieſſeitige Iuftruttion über die Er
theilung der Schulzeugniſſe vom 18 . Mai v . J. S . 10 und 11.
beſtimmten Noten zu bedienen .

§. 8.

Auf die —dieſer Vollzugst verordnung entſprechenden Vor —
lagen entſcheidet der Oberſtudienrath über die Befreiungs
geſuche in einer Verfügung an die betreffende Direction unter
Rückſendung der Dürftigkeitszeugniſſe und gibt derjenigen
Behörde , welcher die

en über die betreffenden Fonds
und die Reviſion der Verwaltungsrechnungen zuſteht , von der
Entſcheidung Nachricht . Bei

b

1 Entſcheidung über die Be
freiungsgeſuche wird von den im §. 28 . der Verordnung über
die Gelehrtenſchulen und in dem §. 8. und 9. der Verordnung
vom 10 . Auguſt 1840 , Regierungsblatt Nr . XXVI . , entwickel —
ten Grundſätzen ausgegangen

§. 9.

Die Dürftigkeitszeugniſſe können in den folgenden Jahren
wieder als Belege dienen , in ſo fern die Lehrerconferenz oder

der Verwaltungsrath die Vorlage eines neuen Zeugniſſes nicht
für nöthig erachtet , weil ſich die Verhältniſſe des Petenten
notoriſch nicht geändert haben .



§. 10 .

Das in §. 24 . der Verordni iung über die Gelehrtenſchulen
vom 31. Dezember 1836 vorbehaltene Reglement über das

der Hoſpitanten wird in Folgendem gegeben :
oſpitanten , nur in einer Klaſſe Stunden beſuchen ,

bezahlen das für dieſeKlaſſe feſtgeſetzte Schulgeld , Hoſpitan —

ten , welche einzelne Stunden in mehreren Klaſſen beſuchen ,
zahlen das Schulgeld , welches für die höchſte derjenigen Klaſſen

feſtgeſetzt iſt , in welcher ſie Stunden beſuchen

§. 11

Schüler , welche während des Semeſters aus einer Anſtalt

austreten , ſollen in der Regel das Schulgeld des laufenden
Semeſters bezahlen , und nur in beſonders dazu geeigneten
Fällen , wie z. beim Ableben eines Schülers im Anfang

Semeſters und de eichen kann auf zu ſtellende beſondere

Anträge der * * ferenz und des Verwaltungsraths eine
Ausnahme vom Oberſtudienrath geſtattet werden .

6³9

Wenn von einem Schüler , der nach ſeinem Fleiß und

Betragen des Schulgeldnachlaſſes nicht würdig iſt , wegen

Mittelloſigkeit dasSchulgeld nicht erhoben werden kann , ſo

iſt demſelben die Zurückziehung der Erlaubniß zum weitern

Schulbeſuch für den Fall anzudrohen , daß er in dem nächſten

Semeſter nicht genügende Noten erwerbe , welche Androhung
auch den Eltern oder Fürſorgern des Schülers zu verkünden

iſt . Tritt im nächſten Semeſter die genügende Beſſerung des

Schülers in Fleiß und Betragen nicht ein , ſo kann auf den

Antrag der Lehrerconferenz und des Verwaltungsraths die

Erlaubniß zum weitern Schulbeſuch vom Oberſtudienrath ver —

ſagt werden

§. 13

Das haben alle Schüler zu entrichten und es

findet hievon keine Befreiung ſtatt

—ů—k[—ä—



§. 14

Dieſe
l

findet auch auf höͤhere Bürgerſchulen
Anwendung , ſo weit nicht die Statuten derſelben an einzelnen
Orten beſondere , von dieſer allgemeinen Vorſchrift abweichende

Beſtimmungen über Schulgelds - Befreiung enthalten , welche
hierdurch nicht abgeändert , ſondern nach wie vor vollzogen
werden ſollen , jedoch unter Anwendung dieſer Verordnung ,
ſo weit ſolche ohne Beeinträchtigung der Beſtimmungen des

Statuts mläſſg iſt .

An jenen höhern Bürgerſchulen , an welchen das Schuljfahr

im Frühjahr beginnt , wird die Jahresliſte der Schulgelds —

Befreiungsgeſuche beim Beginn des Sommerſemeſters vorge

legt und beim Beginn des

der neu eintretenden Schüler

rſemeſter ir die Geſucherfemeſters nur die Geſuche

311 1 * *Borſtehende , von hochpreislichem Miniſterium des Innern

urch Erlaß vom 20 . Auguſt l. J. Nr . 9442 . genehmigte Ver

ordnung wird zum Vollzug hiermit verkündet

Karlsruhe , den 6. September 1841

Groſsherzoglicher Oberſtudienrath .

Siegel .
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